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Einziger Tagesordnungspunkt

Gesetzentwurf
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung

des Telekommunikationsgesetzes und

zur Feststellung des iiberragenden 6ffentlichen
Interesses fiir den Ausbau von
Telekommunikationsnetzen
(TKG-Anderungsgesetz 2025)

BT-Drucksache 21/319

Der Vorsitzende Hansjorg Durz: Meine Damen
und Herren, ich darf Sie herzlich zur dritten
Sitzung des Ausschusses fiir Digitales und
Staatsmodernisierung begriilen, zu unserer ersten
offentlichen Anhoérung in dieser Wahlperiode.

Ich darf die Mitglieder des Ausschusses und die
Mitglieder der mitberatenden Ausschiisse, die
Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregie-
rung, der Bundesldnder und der nachgeordneten
Behorden begriilen. Vom Bundesministerium fiir
Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS) darf
ich unseren Parlamentarischen Staatssekretdr
Thomas Jarzombek und Frau Jasmin Kobialka,
Leiterin des Referats ,, Telekommunikationsrecht®,
begriilen. Diese Sitzung ist 6ffentlich und wird
live im Internet iibertragen. Sobald der Rechner
funktioniert, wiirde ich auch die Zuschauerinnen
und Zuschauer begriifen. Ich darf herzlich unsere
Sachverstdndigen begriilen, die uns heute Rede
und Antwort stehen. Ich darf namentlich erwéh-
nen Herrn Michael Arnhold, Diplomingenieur,
Frau Kateryna Danilova vom Beratungsnetzwerk
des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), Frau
Lina Ehrig von der Verbraucherzentrale
Bundesverband e.V. (vzbv), Herrn Sven Knapp
vom Bundesverband Breitbandkommunikation
(BREKO), Herrn Klaus Miiller, den Prasidenten
der Bundesnetzagentur (BNetzA), Dr. Klaus Ritgen
vom Deutschen Landkreistag, Frau Janine Welsch,
die seit neuem Jahreill heilt — herzlichen
Gliickwunsch — vom Bitkom e.V. und

Gerrit Wernke vom Verband der Anbieter im
Digital- und Telekommunikationsmarkt e.V.
(VATM). Herzlich willkommen Thnen allen, schén
dass Sie heute hier sind. Ich darf kurz den Ablauf
der Sitzung darstellen: Die Sachverstidndigen sind
gebeten, zu Beginn ein dreiminiitiges Eingangs-
statement abzugeben. Es wird zwei Debatten-
runden mit Fragen und Antworten innerhalb des
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Zeitkorridors geben, also bitte sofort auf die Frage
antworten. Mit einem akustischen Gong wird da-
rauf hingewiesen, dass die Redezeit gleich um ist.
Die abgegebenen schriftlichen Stellungnahmen
der Sachverstdndigen wurden auf der Internetseite
des Ausschusses verdffentlicht. Es wird ein Wort-
protokoll geben. Die Besucherinnen und Besucher
mochte ich darauf hinweisen, dass das Anfertigen
von eigenen Ton- und Bildaufnahmen wahrend
der Sitzung nicht zuldssig ist. Dann kénnen wir
beginnen, wir sind jetzt zum Einstieg, wenn es um
die Fachthemen geht, auch technisch entspre-
chend ausgestattet. Ich darf die Sachverstindigen
um die Eingangsstatements bitten und wir
beginnen bei Herrn Arnhold. Bitte.

SV Michael Arnhold: Guten Tag, mein Name ist
Michael Arnhold. Ich bedanke mich recht herz-
lich fiir die Einladung. Nach meinem Studium der
Informatik habe ich mehrere Positionen in der
Wirtschaft bekleidet. Besonders spannend hierbei
war der Ausbau und Betrieb eines Network
Operations Centers bei einem fithrenden
deutschen Internetprovider. Hierzu gehéren der
Glasfaser-Backbone, alle Zugangsnetze, egal ob
Kupfer oder Glasfaser, sowie der Betrieb und die
Entstérung der internationalen Transatlantik-
Glasfaser-Verbindungen. Ebenso war ich
involviert bei dem Glasfaserausbau der 6stlichen
Bundesldnder. Diese dort gewonnenen Erfahrun-
gen nutze ich heute, wenn ich als Berater fiir
solche Themen titig sein soll. Die Anderung des
Telekommunikationsgesetzes (TKG) ist langst
tiberfillig und die Neuzuteilung der Kompetenzen
zum Digitalministerium sind nur folgerichtig.
Immer noch vorhandene Hindernisse fiir den Er-
folg des weiteren Ausbaus sind auch durch unzu-
reichende Kontrollmechanismen weiter vorhan-
den. Es wird an der gleichen Stelle mehrfach ge-
baut und an anderen Stellen wird gar nicht ge-
baut. An dem Beispiel Dresden, das mir bekannt
ist: In Dresden bauen vier Carrier an einer denk-
malgeschiitzten Briicke und wollen Internetleitun-
gen verlegen. ,,Glasfaser 10“, vier Stiick. An ande-
ren Stellen wird iiberhaupt nicht gebaut. Hier
fehlen Richtlinien. Einige Prozesse sind nicht zu
Ende gedacht. Als Beispiel nenne ich die losen
Enden. Wenn ein Baugebiet erschlossen wird und
es soll hier Glasfaser gelegt werden, dann ist es
oftmals so, dass der Kern verlegt wird. Aber unter
losen Enden verstehe ich, dort sind noch Ge-
bdude, und sei es ein Bauernhof weiter draulen,
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der gehort dann mit dazu. Dann kann man nicht
sagen, es wird nur dort, wo es wirtschaftlich ist,
ausgebaut, sondern ich schlage die Regelung vor,
das Ganze zu nehmen. Im Mobilfunk haben wir
immer noch Funkl&cher. Die zugesagte Flachen-
deckung wurde nicht erreicht und es gibt ein Vor-
gehen, Mobilfunkmasten aufzustellen. Dies hat
folgende Problematik gehabt — wie schon gesagt,
es ist mobil, es ist provisorisch — dieser Mast hat
keinen Glasfaseranschluss. Dann behilft man sich
mit Richtfunk oder in dem schlechtesten Fall
noch mit... Bin ich zu Ende?

Der Vorsitzende: Noch sechs Sekunden.

SV Michael Arnhold: Wenn Sie grundlegend et-
was anders machen wollen, braucht man neue
Ansitze. Ich kann wirklich appellieren, schicken
wir die Antennen in die Luft, nutzen wir fir
solche fehlenden Flecken den Satelliten. Das ist
uns in Deutschland gelungen, das erste Mal,
Weltfiihrer zu sein und 5G tiber die Luft zu
transportieren. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Danilova,
bitte.

SVe Kateryna Danilova (DGB): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Abgeordnete,
vielen Dank fiir die Einladung und die Méglich-
keit, heute hier zu sprechen. Dass der Netzausbau
in Deutschland notwendig ist, steht auler Frage.
Aber ebenso auBer Frage steht, dass es nicht auf
Kosten der Beschiftigten erfolgen soll, die den
Glasfaserausbau mit ihrer Arbeit umsetzen. Als
vom Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
(BMAS) finanzierte Organisation berét das
»Beratungsnetzwerk Faire Mobilitdt* osteuro-
péische Beschiiftigte liber ihre Rechte bei der
Arbeit. In den letzten Jahren verzeichneten wir
zahlreiche Félle missbrauchlicher Arbeitsbe-
dingungen im Glasfaserausbau. Ich wiirde gerne
ein paar Beispiele aus unserer Praxis aufgreifen.
Ein ungarischer Familienvater, der in der Ndhe
von Bielefeld Glasfaser verlegte, wurde von sei-
nem Arbeitgeber geschlagen, als er nach dem ihm
zustehenden Monatslohn fragte. AnschlieBend
wurde er, seine schwangere Ehefrau und die
anderthalbjdhrige Tochter gezwungen, die Unter-
kunft zu verlassen und sie mussten eine Nacht auf
der Strale verbringen. Eine Gruppe von Arbeitern
aus dem Senegal, die iiber Monate hinweg kaum
Lohn bekam. Sie mussten sich in der Nachbar-
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schaft, in der sie Glasfaser verlegten, Essen erbet-
teln. Ein ukrainischer Gefliichteter, der Arbeit auf-
nahm, um nicht von Sozialleistungen abhéngig zu
sein, musste letztendlich vor einem deutschen Ge-
richt seine Lohnforderungen einklagen. Wir doku-
mentieren Fille von Lohnbetrug, Schwarzarbeit
und Arbeitsausbeutung bundesweit. Die Beschaf-
tigten sind oft in langen Subunternehmerketten
angestellt, ohne klare Informationen tiber ihre Ar-
beitsverhéltnisse. Viele haben keine schriftlichen
Arbeitsvertrédge, erhalten keine Sozialversiche-
rungsleistungen, kennen ihre Rechte nicht.
Zugleich sind sie auf ihren Arbeitgeber angewie-
sen, wirtschaftlich, sprachlich, oft auch im Blick
auf Unterkunft und Aufenthalt. Diese Abhéngig-
keit wird leider oft ausgenutzt. Es ist jedoch nicht
zu spét, daran etwas zu dndern. Die anstehende
Anderung des TKG bietet eine gute Chance, bes-
sere Arbeitsbedingungen im Glasfaserausbau zu
fordern. Unsere Einblicke in die Problemlage be-
ruhen nicht nur auf Gesprachen mit Ratsuchen-
den, sondern auch auf dem Austausch mit Akteu-
ren, wie der Sozialkasse der Bauwirtschaft, mit
groBen und regionalen Telekommunikationsunter-
nehmen und nicht zuletzt mit den Bauunterneh-
men selbst. Wir wissen aus unserer Arbeit, auch
viele Unternehmen und Kommunen haben kein
Interesse an den Zustanden, die zurzeit herrschen,
denn wer sich an Recht und Gesetz hilt, wird im
Wettbewerb benachteiligt. Wer fiir 6ffentliche
Auftrdage Verantwortung tréagt, will keine Men-
schenrechtsverletzungen auf seinen Baustellen
dulden. Schon jetzt beobachten wir, wie die
engere Zusammenarbeit mit den diversen Tele-
kommunikationsunternehmen zu schnelleren
Losungen in vielen Féllen im Sinne der Beschéf-
tigten gefiihrt hat. Eine gesetzliche Verallgemeine-
rung bestimmter Regelungen, wie Begrenzung der
Subunternehmerketten, eine verpflichtende An-
meldung bei den Sozialkassen der Bauwirtschaft
oder Kontrolle durch die Auftraggeber, wiren
Schritte zu einem faireren, aber auch schnelleren
und verldsslicheren Glasfaserausbau. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Dankeschon, dann bitte
Frau Ehrig.

SVe Lina Ehrig (vzbv): Sehr geehrter

Herr Vorsitzender, sehr geehrte Ausschussmit-
glieder, herzlichen Dank fiir die Einladung. Eine
leistungsfdahige digitale Infrastruktur ist heute
mehr denn je notwendige Voraussetzung fiir die
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gesellschaftliche und wirtschaftliche Teilhabe.
Deshalb mdochte ich aus Verbrauchersicht heute
drei wichtige Aspekte hervorheben, die diese Teil-
habe sicherstellen. Erstens, der Glasfaserausbau
muss verbrauchergerecht erfolgen. Der Ausbau
moderner Glasfasertechnik ist wichtig und aus
Verbrauchersicht explizit begriiBenswert. Gleich-
zeitig muss aber sichergestellt werden, dass es
beim Glasfaserausbau und speziell bei der Umstel-
lung von Kupfer auf Glasfaser nicht zu Versor-
gungsausfillen fiir Verbraucherinnen kommt.
Deshalb diirfen die bisherigen Kupferleitungen
auch erst auller Betrieb genommen werden, wenn
am jeweiligen Standort wirklich mindestens eine
gleichwertige Versorgung iiber Glasfaser verfiigbar
ist. Zudem darf der Glasfaserausbau nicht zu er-
heblichen Preissteigerungen fithren. Was meine
ich? Viele Verbraucherinnen nutzen immer noch
kostengiinstige DSL-Angebote mit moderaten
Bandbreiten, die im Moment den tdglichen Bedarf
decken. Viele scheuen tatsdchlich den Wechsel zu
Glasfaser, denn sie sind mit Mehrkosten konfron-
tiert. Damit meine ich nicht nur die monatlichen
Mehrkosten, sondern vor allem die Investitions-
kosten, die getédtigt werden miissen. Zentral ist da-
her, dass eine Zwangsumstellung unbedingt ver-
hindert wird. Wir miissen dafiir sorgen, dass Ver-
braucherinnen freiwillig Glasfaservertrige ab-
schlieBen. Der zweite Punkt betrifft den pauscha-
len Schadensersatz bei zu geringer vertraglicher
Bandbreite. Wir haben im TKG im Moment ein
Minderungsrecht bei erheblich kontinuierlichen
oder regelméBig wiederkehrenden Abweichungen
der Internetgeschwindigkeit. Dieses Minderungs-
recht lauft allerdings haufig ins Leere. Es ist zu
unbestimmt, gerade mit Blick auf die Berech-
nungsmethode. Ein Ersatz der Minderung durch
einen pauschalen Schadensersatz wiirde Abhilfe
leisten. Wir kennen eine Pauschalisierung auch
sehr gut aus dem Bahn- und Fluggéstebereich,
aber auch aus dem TKG selbst, wenn das Internet
komplett ausfdllt und es um die Entstérung geht.
Insofern wiirde ein pauschaler Schadensersatz zu
mehr Klarheit, Transparenz fiir alle Beteiligten,
auch fiir die Anbieter, fiihren und zu einer effek-
tiven Durchsetzung der Verbraucherschutzrechte.
Der dritte Punkt betrifft das Recht auf Versorgung,
die Grundversorgung. Hier sollte die Mindestge-
schwindigkeit von 15 Mbit in den Wohnrdumen,
im Haus anliegen und nicht nur bei der Aufienfas-
sade. Die BNetzA legt derzeit den Rechtsanspruch
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Wortlaut getreu aus, was zu absurden Situationen
fiihrt, dass die Mindestversorgung lediglich an
dem Gebédude, an der Hauswand erfolgen muss
und Biirgerinnen und Biirger vor die Haustiir tre-
ten miissen, um die Grundversorgung zu nutzen.
Weitere relevante Punkte aus Verbrauchersicht
entnehmen Sie bitte unserer Stellungnahme.
Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Als ndchstes
Herr Knapp.

SV Sven Knapp (BREKO): Sehr geehrter

Herr Vorsitzender, sehr geehrte Abgeordnete,
vielen Dank fiir die Moglichkeit, heute im Aus-
schuss im Namen des BREKO sprechen zu diirfen.
Eine leistungsfihige und zukunftssichere digitale
Infrastruktur, sowohl leitungsgebunden als auch
mobil, ist zentrale Grundlage fiir wirtschaftliches
Wachstum, digitale Teilhabe und die Wettbe-
werbsfidhigkeit Deutschlands. Aufgrund dieser Be-
deutung ist es folgerichtig und die absolut richtige
Entscheidung, den Ausbau der Netze auch gesetz-
lich im TKG in das iiberragende 6ffentliche Inte-
resse zu stellen. Die gesetzliche Feststellung des
tiberragenden 6ffentlichen Interesses fiir den
Glasfaser- und Mobilfunkausbau hat das Poten-
zial, die oftmals langwierigen und komplizierten
Genehmigungsverfahren, die teilweise neun bis
18 Monate dauern, deutlich zu verkiirzen. Das
Anderungsgesetz ist ein wichtiger erster Schritt
der neuen Bundesregierung, die mit durchaus be-
merkenswertem Tempo in die Umsetzung geht,
was wir sehr begriilen. Es ist auch der absolut
richtige Ansatz, das Gesetzgebungsverfahren be-
wusst auf diesen einen inhaltlichen Punkt zu be-
schrénken, um damit méglichst schnell, noch vor
der politischen Sommerpause im Bundestag und
im Bundesrat, einen Beschluss zu fassen. Die ak-
tuellen Ausbauzahlen zeigen aber auch, dass wir
in Deutschland noch einen weiten Weg zu gehen
haben hin zu einer flichendeckenden Versorgung.
Auch das gehort zur Wahrheit dazu. Noch mehr
als knapp 50 Prozent des Ausbaus im Bereich
Glasfaser sind noch zu erledigen. Das kann und
darf nicht unser Anspruch sein, wir miissen
schneller werden. Diskutiert wurde in den letzten
Jahren viel. Jetzt ist es Zeit, tatsdchlich an die Um-
setzung zu gehen. Wie gesagt, der erste Schritt ist
gemacht. Die ausbauenden Unternehmen brau-
chen aber noch einen weiteren Rahmen, der es at-
traktiv macht, tatsachlich in den Netzausbau in
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Deutschland zu investieren. Sie brauchen Rechts-
und Planungssicherheit, Investitionssicherheit
und die Gewissheit, dass der faire Wettbewerb
auch gewdhrleistet wird. Das wurde leider in den
letzten Monaten und Jahren vernachléssigt. Die
Einstufung des Glasfasermobilfunkausbaus als
iiberragendes 6ffentliches Interesse ist eine Ver-
pflichtung, ernsthaft und mit Uberzeugung und
Nachdruck weitere MaBnahmen zu ergreifen und
dabei altbekannte Denkmuster tiber Bord zu wer-
fen und kreative Losungen zu finden. Drei Punkte
mochte ich an dieser Stelle kurz nennen. Erstens,
wir brauchen schnell ein Konzept fiir ein
verbraucher- und wettbewerbsfreundliches
Upgrade von Kupfer auf Glasfaser, so steht es
auch im Koalitionsvertrag der Bundesregierung.
Deutschland kann es sich nicht leisten, auf
maroden Kupferdatenautobahnen Daten zu trans-
portieren, die die Anspriiche von heute vielleicht
gerade noch erfiillen, aber nicht die der Zukunft.
Zweitens, die Umstellung der Genehmigungs-
verfahren von den bisher bekannten Zustim-
mungsverfahren auf Anzeigeverfahren, das wiirde
die komplexen Verfahren noch einmal deutlich
vereinfachen. Drittens, die Bundesregierung sollte
sich frithzeitig und klar zum geplanten Digital
Networks Act der EU positionieren. Wir brauchen
einen europdischen Rechtsrahmen, der Investitio-
nen fordert und den Wettbewerb sicherstellt und
nicht einen, der Ex-Monopolisten neue Markt-
und Wettbewerbsvorteile verschafft. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Vielen Dank und als néchstes
Klaus Miiller, bitte.

SV Klaus Miiller (BNetzA): Sehr geehrter

Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen
und Herren Abgeordnete, vielen Dank fiir die Ein-
ladung heute zu Threr Anhérung. Ich verstehe die
heutige Anhérung zu diesem Gesetzentwurf so,
dass wir uns auf einen wesentlichen Punkt fokus-
sieren, so wie es auch mein Vorredner getan hat.
Insofern wiirde ich mir alle weiteren Ausfithrun-
gen, die man sicherlich zum Telekommuni-
kationsrecht machen konnte, heute verkneifen.
Mein Gefiihl sagt, es wird nicht die letzte
Gesetzesdnderung sein, die es im TKG in dieser
Legislaturperiode gibt. Die BNetzA hat, wie Sie
wissen, die Aufgabe, zum Beispiel Mobilfunk-
versorgungsauflagen zu erteilen. Mit 99,5 Prozent
Flachenanteil haben wir fiir das Jahr 2030 ein sehr
ambitioniertes Ziel gesetzt. Wir kennen regel-
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mébBig die Klagen, die Problembeschreibungen der
Telekommunikationsunternehmen, um solche
Ziele, beispielsweise auch entlang von Kreis-
straBen, zu erreichen. Dieses den Unternehmen zu
erleichtern, damit die Verfahren in Deutschland
nicht auszuhebeln, nicht zu ersetzen, aber zu
beschleunigen, ist uneingeschréankt zu begriilen.
Insofern dankt die BNetzA fiir die Gesetzesinitia-
tive, findet sie in der Sache absolut sinnvoll und
hofft, dass sie dazu beitrédgt, sowohl im Glasfaser-
ausbau wie im Mobilfunkbereich die Beschleuni-
gung zu erreichen, die wir dringend nétig haben,
die uns hilft, die Versorgungsauflagen zu erzielen.
Wir freuen uns darauf.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Als ndchstes
Herr Dr. Ritgen.

SV Dr. Klaus Ritgen (Deutscher Landkreistag):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Vielen Dank, sehr
geehrte Damen und Herren Abgeordnete, dass ich
heute zu Thnen sprechen darf. Auch aus Sicht der
Landkreise kommt dem fléchendeckenden Aus-
bau von Glasfasernetzen sowie von Mobilfunk-
netzen der jeweils neuesten Generation eine iiber-
ragende Bedeutung fiir die Zukunftsfahigkeit
Deutschlands im Ganzen und der ldndlichen
Rdume im Besonderen zu. Ungeachtet erzielter
Fortschritte besteht insoweit jedoch erheblicher
Nachholbedarf, gerade auch im Vergleich zu
anderen Landern der Europdischen Union. Wir
verzeichnen aktuell eine nachlassende Dynamik
des eigenwirtschaftlichen Ausbaus. Der geforderte
Ausbau ist insbesondere durch tiberraschende
Kiirzungen im Forderprogramm des Bundes in der
letzten Legislaturperiode gehemmt worden.
Zugleich liegt auf der Hand, dass lange und kom-
plexe Genehmigungsverfahren den Glasfaser- und
Mobilfunkausbau zusétzlich verzogern kénnen.
Vor diesem Hintergrund ist es sehr zu begriifen,
dass der Koalitionsvertrag fiir die 21. Legislatur-
periode eine Beschleunigung des Ausbaus der
digitalen Infrastrukturen als Ziel vorgibt und die
Fraktionen bereits mit dem TKG-Anderungsgesetz
2025 ein Beschleunigungsgesetz auf den Weg
gebracht haben. Das ist ein wichtiges politisches
Signal. Der Wichtigkeit der Infrastrukturaufgabe
TK-Ausbau wird von den zustdndigen Behorden
selbstverstdndlich auch heute schon Rechnung
getragen. Komplexe fachrechtliche Vorgaben und
eine begrenzte Verfiigharkeit von Ressourcen kon-
nen aber, ebenso wie mangelhaft gestellte Antrége,
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gleichwohl dazu fithren, dass Verfahren langer
und in Einzelfdllen auch sehr lange dauern kon-
nen. Der im Gesetz enthaltene Vorschlag, der Ver-
legung und Anderung von Telekommunikations-
linien von Gesetzeswegen zu attestieren, dass sie
in einem tiiberragenden 6ffentlichen Interesse
liegen, kann vor diesem Hintergrund eine be-
schleunigende Wirkung auf Planungs- und
Genehmigungsprozesse haben. Aus unserer Sicht
ist dabei auch zu begriien, dass die noch im
Entwurf des Telekommunikations-Netzausbau-
Beschleunigungs-Gesetz (TK-NABEG) enthaltenen
Beschriankungen des Anwendungsbereichs
entfallen sollen. Anders als beispielsweise
Paragraf 2 Satz 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG) im Hinblick auf die erneuerbaren
Energien, verzichtet die vorgeschlagene Regelung
allerdings auf die Anordnung, dass der Glasfaser-
und Mobilfunkausbau als vorrangiger Belang in
die jeweils durchzufiihrende Schutzgiiter-
abwédgung eingebracht werden muss. Es bleibt
daher auch nach der vorgeschlagenen Gesetzes-
dnderung moglich, dass gewichtige Belange, etwa
des Umwelt- und Naturschutzes, dem Ausbau von
Telekommunikationsnetzen entgegenstehen kén-
nen. Die mitunter formulierte Befiirchtung, die
Neuregelung hitte unabsehbare Folgen fiir den
Umwelt- und Naturschutz, trifft von vornherein
nicht zu. Ganz unabhédngig davon, dass die mit
dem Netzausbau verbundenen Eingriffe in Natur
und Umwelt ohnehin eher geringfiigig sind, insbe-
sondere im Vergleich mit anderen Infrastruktur-
vorhaben. Kritisch ist allerdings darauf hinzuwei-
sen, dass die aktuelle Praxis, fiir immer mehr
Infrastruktur- und Transformationsvorhaben ge-
setzlich festzustellen, dass sie im iiberragenden
offentlichen Interesse sind, die Wirksamkeit
dieses Instrumentes relativieren kann. Im Ubrigen
sollte der Beschleunigungseffekt einer erst bei der
Abwiégung ansetzenden Losung nicht iiberbewer-
tet werden. Wir sprechen uns insbesondere vor
diesem Hintergrund fiir Anderungen im
materiellen Recht aus. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Als ndchstes
Frau Jahreil3.

SVe Janine Jahrei (geb. Welsch) (Bitkom): Sehr
geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, ich danke Thnen fiir die
Moglichkeit, die Position des Digitalverbandes
Bitkom heute darzulegen und fiir die Einladung in
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die heutige Anhorung. Der Ausbau der digitalen
Infrastruktur ist entscheidend fiir die Zukunfts-
fahigkeit unseres Landes. Die Telekommunika-
tionsunternehmen haben allein in den letzten
beiden Jahren jeweils rund 15 Milliarden Euro in-
vestiert, um Gigabitnetze flaichendeckend auszu-
bauen. Doch um die Ziele der Gigabitstrategie und
des Koalitionsvertrags zu erreichen, miissen beste-
hende Hiirden abgebaut werden. Bitkom begriifit
daher ausdriicklich den Gesetzentwurf von
CDU/CSU und SPD, der dem Netzausbau das
tiberragende o6ffentliche Interesse zuschreibt. Das
ist eine richtige und notwendige Entscheidung.
Durch das iiberragende 6ffentliche Interesse wird
ein beschleunigter und flichendeckender Ausbau
erst moglich. Aktuell haben der Natur- und Denk-
malschutz regelméBig Vorrang. Nur diese gesetz-
liche Klarstellung erméglicht es den Geneh-
migungsbehorden, dem Netzausbau den benotig-
ten Vorrang zu geben und damit auch eine neut-
rale Abwégung gegeniiber dem Natur- oder Denk-
malschutz. Bis 2030 will die Bundesregierung fla-
chendeckend Glasfaser und den neuesten Mobil-
funkstandard. Dariiber hinaus miissen die neuen
Versorgungsauflagen der BNetzA erfiillt werden.
Bis 2030 soll jeder der drei etablierten Netzbetrei-
ber 99,5 Prozent der gesamten Fldache Deutsch-
lands mit mindestens 50 Mbit/s versorgen. Das
bedeutet, dass auch entlegene und schwer zu er-
schlieBende Gebiete wie Wilder oder Kiistenregio-
nen mit schnellem Internet versorgt werden
miissen. Gleichzeitig sind 37,5 Prozent der Fldache
Deutschlands Schutzgebiete nach Naturschutz-
gesetz und bediirfen daher einer naturschutzrecht-
lichen Genehmigung. Wir begriiBen auch, dass der
Entwurf nur eine einzige MaBnahme enthalt.
Néamlich die Einfiihrung des iiberragenden 6ffent-
lichen Interesses. Dieses fokussierte Vorgehen ist
sinnvoll, denn mit dem bereits geplanten TK-
NABEG 2.0 soll noch ein umfassenderes Gesetz
folgen. So wird zunéchst die dringliche Feststel-
lung des tiberragenden &ffentlichen Interesses um-
gesetzt, wihrend weitere Schritte in einem zwei-
ten Gesetzespaket folgen konnen. Mit Blick auf
das kommende Gesetzgebungsverfahren sind aus
Sicht des Bitkom folgende Punkte entscheidend:
Der Biirokratieabbau bei Berichtspflichten und
dem Gigabit-Grundbuch, die Vermeidung von
Goldplating bei der GIA-Umsetzung (Gigabit
Infrastructure Act), die liickenlose Zurverfiigungs-
tellung des Liegenschaftsatlasses fiir Mobilfunk-
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netzausbau, die priorisierte Stromanbindung fiir
Mobilfunkmasten sowie die Mdéglichkeit mone-
tdrer Kompensation bei Eingriff in die Natur und
Landschaft im Zuge des Mobilfunkausbaus. Unser
Fazit lautet, der vorliegende Gesetzentwurf zum
iiberragenden 6ffentlichen Interesse setzt das rich-
tige Signal. Der digitale Infrastrukturausbau hat
oberste Prioritdt. Nun gilt es, diesen Weg konse-
quent weiterzugehen. Ich danke Thnen fiir Thre
Aufmerksamkeit.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Zum Abschluss
Herr Wernke.

SV Gerrit Wernke (VATM): Sehr geehrter

Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen
und Herren Abgeordnete, liebe Kolleginnen und
Kollegen, vor Ort méchte ich mich herzlich fiir
die Gelegenheit bedanken, im Namen des VATM
heute in dem Rahmen dieser 6ffentlichen
Anhoérung im Digitalausschuss im Bundestag spre-
chen zu dirfen. Wir freuen uns sehr, dass wir
direkt in einer der ersten Sitzungen des neuen
Ausschusses einen sehr wichtigen Baustein fiir
den beschleunigten Ausbau der TK-Infrastruk-
turen diskutieren. Das ist ein wichtiges Signal,
welches wir ausdriicklich begriilen. Doch zu Be-
ginn, trotz schwieriger Rahmenbedingungen bei
Blirokratieinvestitionen und im Wettbewerb, ins-
besondere mit Blick auf das marktméchtige Unter-
nehmen, schreitet der Ausbau voran. Unsere aktu-
elle Marktstudie zeigt auch knapp 55 Prozent
Homes Passed, 22 Prozent Homes Connected,
davon zwei Drittel durch uns Wettbewerber. Die
Unternehmen des VATM stellen dabei doppelt so
viele aktivierte Anschliisse als der Incumbent.

Im Mobilfunk deckt das 5G-Angebot weiterhin
99,4 Prozent der Haushalte und 95,1 Prozent der
Flache ab. Der Wettbewerb bleibt dabei die trei-
bende Kraft. Dennoch gibt es viel zu tun. Der neue
Digitalminister hat den Ausbau der digitalen
Infrastrukturen zu Recht als eine seiner Sdulen
der kommenden Jahre bezeichnet. Es war auch
schon in der letzten Legislaturperiode klar, dass
es einige Stellschrauben im Bereich der Aufbau-
beschleunigung gibt. Umso besser, dass nun mit
diesem neuen Vorhaben und den neuen Mehr-
heiten die ersten notigen Schritte nachgeholt wer-
den. Das iiberragende 6ffentliche Interesse soll
nun, wie vom VATM immer gefordert und in der
Breite diskutiert, auch ganzheitlich fiir Mobilfunk
und Festnetz anerkannt werden. Eingriffe sind
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zeitlich und rdumlich begrenzt, dauerhafte Natur-
beeintrachtigungen nicht zu erwarten. Eine
sachorientierte Abwigung wird erst dadurch er-
moglicht. Diese Klarstellung ist ein entscheiden-
der Fortschritt, wie die positiven Erfahrungen im
Energiesektor zeigen. Eine Anderung wire und
wird ein wirklicher Fortschritt und ein Beschleu-
nigungsfaktor. Aber weitere Mafnahmen miissen
folgen: Hierzu gehoren einzelne Reformen aus der
letzten Legislatur, beispielsweise der Paragraf 127
aus dem TKG, unter anderem auch das Gigabit-
Grundbuch und auch Punkte des noch umzu-
setzenden Gigabit Infrastructure Acts. Weiterhin
gehoren auch die Abschaffung von Berichtspflich-
ten, wie von dem Minister angekiindigt, ein
liickenloser Liegenschaftsatlas, die Harmoni-
sierung zwischen dem Bund und den Landern,
unter anderem bei den Landesbauordnungen,
klare Genehmigungsregeln, Genehmigungs-
fiktionen in Kombination mit Vollstandigkeits-
fiktionen, Rahmenbedingungen der Netzebene
vier oder auch der vereinfachte Stromanschluss
bei Mobilfunkmasten dazu. Sie horen, es ist eine
lange Liste. Dabei muss gelten: Anderungen des
TKG miissen sich stets an dem Ziel des beschleu-
nigten und wirtschaftlich tragfdhigen Netzausbaus
orientieren. Unnétige Anderungen am TKG diirfen
das Ziel nicht unterlaufen, auch nicht durch neue,
praxisferne Verbraucherschutzpflichten. Das
heilit, Fokus auf das Wesentliche — keine unnoti-
gen Baustellen. In der Praxis bestehen keine gra-
vierenden Defizite bei den Minderungsregelun-
gen, das Recht auf Versorgung ist weiterhin als
Mindestversorgung zu verstehen. Wir brauchen
klare Prioritdten, eine Vermeidung von Zielkon-
flikten und die konsequente Umsetzung der Ziele.
Um diesem Anspruch gerecht zu werden, ist es
entscheidend, den begonnenen positiven Kurs
nicht aus dem Blick zu verlieren. Als Branchen-
verband stehen wir hier selbstverstdndlich unter-
stiitzend zur Verfiigung. Ich freue mich auf die
Fragen und Diskussionen. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Ich darf mich bei
allen Sachverstdndigen an dieser Stelle fiir Thre
Beitrdge bedanken und wir steigen jetzt in die
erste Fraktionsrunde ein, jeweils drei Minuten
und bitte unmittelbar auf die Fragen antworten.
Es beginnt die CDU/CSU-Fraktion.

Abg. Hansjorg Durz (CDU/CSU): Ich darf selbst
starten mit der ersten Frage und darf auch noch
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einmal aufgreifen: Wir konzentrieren uns als Koa-
litionsfraktionen mit diesem Gesetzentwurf auf
einen Punkt. Die Sachverstdndigen, die sich auf
diesen einen Punkt vor allem konzentriert haben,
haben alle auch deutlich gemacht, dass es ein
wichtiger Schritt, ein wichtiges Signal ist, und ich
mochte Herrn Knapp als erstes fragen, welche
konkreten Beschleunigungseffekte erwarten Sie
sich durch diese gesetzliche Anderung?

SV Sven Knapp (BREKO): Wir haben heute in
dem Bereich des Mobilfunk- und Glasfaseraus-
baus sehr komplexe Genehmigungsverfahren, die
nicht nur eine Behorde letztlich beteiligen, son-
dern viele. Es gibt naturschutzrechtliche Belange,
die zu beachten sind, denkmalschutzrechtliche
Belange, wasserschutzrechtliche Belange, je nach-
dem, wie das Ausbauprojekt konkret gestaltet ist.
Durch die gesetzliche Einstufung des Glasfaser-
mobilfunkausbaus im {iberragenden 6ffentlichen
Interesse sehen wir einen grundsétzlichen Vor-
rang dieses Belangs vor anderen. Was aber nicht
heiBit, das wurde eben richtigerweise schon ausge-
fiihrt, dass andere Rechtsbereiche rechtlos gestellt
werden. Aber wir sehen dadurch ein erhebliches
Potenzial, dass die ausbauenden Unternehmen
entlastet werden, dass die Planungen besser und
beschleunigter umgesetzt werden konnen, dass
die Behorden vor Ort entlastet werden konnen,
was auch ein wichtiger Aspekt ist, denn die be-
schweren sich nicht iber zu viele Mitarbeiter,
sondern sie leiden oftmals unter zu wenig Perso-
nal. Insofern kann es die Verfahren deutlich ver-
einfachen und deswegen ist das ein sehr wichtiger
Schritt.

Abg. Hansjorg Durz (CDU/CSU): Die gleiche Frage
dann auch an die Seite der Behdrden gerichtet:
Herr Dr. Ritgen, wie sehen Sie durch diesen
Gesetzentwurf die Arbeit der Behorden erleich-
tert? Kénnen Sie noch einmal auf den Aspekt der
Umweltbelange eingehen, den Sie auch in Ihrer
Stellungnahme schon erwdhnt haben?

SV Dr. Klaus Ritgen (Deutscher Landkreistag): Ja,
sehr gerne, Herr Vorsitzender. Ich wiirde mit dem
letzten Punkt anfangen und noch einmal deutlich
machen, dass es auch beim Ausbau von Glasfaser-
netzen und Mobilfunkstandorten Eingriffe in Um-
weltbelange, in Naturschutzbelange gibt. Die sind
aus Sicht der Kommunen auch wichtig, wir sehen
hier aber keine ernsthafte Gefahr fiir diese
Belange. Erstens handelt es sich in der Regel um
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eher minimalinvasive Eingriffe. Zweitens, wie ich
ausgefiihrt habe, ist es nicht so wie in anderen
Rechtsbereichen, dass der TK-Linienausbau einen
absoluten Vorrang genieft und man nur in
extremen Ausnahmefillen davon abweichen
kann, sondern hier muss eine echte Abwéagung
stattfinden. Erleichtert fiir die Behorden wird die
Abwigung dadurch, dass gewisse Gewichtungs-
vorgaben gemacht werden, die wir vorher nicht
hatten. Wir wissen als Genehmigungsbehorde,
dass wir uns nicht mehr Gedanken dariiber ma-
chen miissen, wie wichtig nun der Belang Infra-
strukturausbau ist, sondern konnen den von vorn-
herein so in die Abwégung einstellen und ihm das
zugewiesene Gewicht beimessen. Das wird einen
Beschleunigungseffekt haben.

Abg. Hansjorg Durz (CDU/CSU): Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Die nédchste Frage fiir die AfD-
Fraktion stellt Herr Jiinger.

Abg. Robin Jiinger (AfD): Sehr geehrter

Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, verehrte Sach-
verstdndige, im Rahmen dieser Anhorung erst ein-
mal vielen Dank, dass Sie sich die Zeit nehmen,
uns mit Threm Sachverstand zur Verfiigung zu
stehen. Nachdem es die Ampelregierung in der
letzten Legislatur nicht geschafft hat, ihren
Gesetzentwurf zum TK-NABEG durchzubringen,
diskutieren wir wieder das Thema Netzausbau
und heute die Minimallésung, ndmlich die drei
Worte: iiberragendes 6ffentliches Interesse. Meine
Frage an Herrn Arnhold: Sie haben sich beruflich
in Threr Tdtigkeit intensiv mit dem Netzausbau in
Deutschland auf den verschiedensten Ebenen aus-
einandergesetzt. Wenn Sie diesen vorliegenden
Gesetzentwurf betrachten, konnen Sie abschétzen,
ob sich die Feststellung eines iiberragenden
offentlichen Interesses tatsdchlich beschleunigend
auf den flichendeckenden Netzausbau in
Deutschland auswirken wird, oder ist der Prozess
wegen fehlender Kennzahlen eventuell schlicht
und ergreifend nicht zu Ende gedacht?

SV Michael Arnhold: Vielen Dank fiir die Frage.
Das alleinige Festlegen des iiberragenden 6ffent-
lichen Interesses kann nicht allein die Losung
sein. Es fehlen die konkreten Tétigkeiten, die da-
nach folgen. Ich denke an die Bundesldnder und
an die Kommunen, die damit umgehen miissen.
Dafiir wére fiir mich wiinschenswert, wenn man
einen Workflow generiert, in dem man sagt, es
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kommt ein Bauantrag herein und der muss ent-
schieden werden, woran man sich entlanghangeln
kann. Dahinter gehoren, wie in den Unternehmen
iiblich, auch Messzahlen. Beispielsweise, der
Antrag muss in vier Wochen entschieden sein —
einfach einmal gesagt als Zahl, es kann sechs
Wochen entsprechend sein. Diese Hilfestellung,
die man dann hat, konnten die Lander und die
Kommunen anpassen und dann hat man eine
Richtlinie. Dadurch vermeidet man, dass die
Kommunen einzeln dariiber nachgriibeln, was
bedeutet das konkret in einem Umweltfall oder in
einem Denkmalschutzfall. Das sind Hilfsmittel,
die man hat, die sicherlich zutrédglich wéren. Ein
weiterer Punkt wiére, dass man Regelungen trifft,
die einen Investitionsschutz beinhalten. Ich weiB,
und die Verbdnde wissen das auch von meinen
Kollegen, dass mehrere Unternehmen den Markt
verlassen mussten, denn ihre Investitionen, die
sie getdtigt haben, haben keine Friichte getragen.
Es wurde Glasfaser gefordert, bis vor die Haustiir
gelegt, aber sie konnten keine Umsétze generieren,
denn die Anschliisse haben gefehlt. Sie mussten
den Markt verlassen. Losen kann man das zum
Beispiel auch, indem man konsequent Open
Access anwendet.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Die nidchsten Fra-
gen fiir die SPD-Fraktion Johannes Schitzl, bitte.

Abg. Johannes Schiitzl (SPD): Herzlichen Dank,
Herr Vorsitzender. Ich wiirde das Wort
»Minimallésung” noch einmal aufgreifen, dem ich
personlich widersprechen wiirde. Ich wiirde aber
den VATM fragen, ob das aus Sicht eines
Verbands eine Minimallésung ist oder ob es nicht
vielleicht der Kernpunkt des ehemaligen TK-
NABEG war. Vor allen Dingen wiirde mich ein
Eindruck zum Marktsignal interessieren. Ich
meine, das ist eines der ersten Gesetze, was der
Deutsche Bundestag voraussichtlich beschlieBen
wird. Wie schétzt gerade der Markt dieses Signal
der Zeit ein?

SV Gerrit Wernke (VATM): Herzlichen Dank fiir
die Frage. Ich glaube, es ist sogar das erste Gesetz,
welches verabschiedet wird in dieser Woche. Von
daher ist das ein durchweg positives Signal, auch
fiir uns als Branche, dass man hier etwas frithzei-
tig anpackt, das wohlgemerkt schon in der letzten
Legislatur ein Stiick weit ,.kaputt diskutiert”
wurde. Klar, es ist eine verhéltnisméBig iibersicht-
liche Drucksache, die wir heute besprechen, aber
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nichtsdestotrotz war es im Zuge des vergangenen
TK-NABEG der Kernbestandteil des Gesetzes.
Wenn man sich vor Augen hilt, wie es sich auf
kommunaler Ebene mit den Genehmigungs-
verfahren verhalt, dann ist das eklatant, wie sich
gerade in dem naturschutzrechtlichen Bereich
Verzogerungsfaktoren etabliert haben, im Zuge
verschiedener Projekte, die in den Bereichen Glas-
faser, aber auch Mobilfunk zu sehen sind. Wir
sprechen von Monaten bis Jahren Verspitung,
teilweise auch aus Griinden, wo man sich als
Industrienation ein Stiick weit die Hand vor den
Kopf schlagen muss. Das Kernproblem ist unter
anderem, dass es keine klaren Fristen auch seitens
der unteren Naturschutzbehdrden gibt. Das ist
etwas, was man im Zuge dieses iiberragenden
offentlichen Interesses, gerade auch in diesen Ab-
wigungspotenzialen, noch einmal unterstreichen
kann. Von daher ist es, auch wenn es eine iiber-
sichtliche Drucksache ist, ein wesentlicher Bau-
stein fiir die Beschleunigungsfaktoren dessen, was
noch geldst werden kann und wie wir auch die
Beschleunigung weiter voransetzen kénnen. Was
den Markt betrifft, klar, die Ausbaudynamik ist
da. Nichtsdestotrotz haben wir zum einen im Fest-
netzbereich aufgrund der Rolle der Deutschen
Telekom im Wettbewerb ein sehr groBes Problem,
aber insbesondere auch in den Genehmigungs-
verfahren, die dadurch bedeutsam erleichtert
werden. Weiterhin sehen wir auch im Mobil-
funksektor, gerade auch bei dem Bau von Masten
im landlichen Raum, dass wir hier bedeutsame
Beschleunigung erfahren wiirden.

Abg. Johannes Schiitzl (SPD): Herzlichen Dank.
Eine Frage an die Regulierungsbehorde. Die
Frequenzvergabe wurde angesprochen. Die Frage
an Klaus Miiller ist: Wiirde der Prédsident der
BNetzA sagen, dass ohne dieses Gesetz die Aus-
bauverpflichtung 2030 mit 99,5 Prozent moglich
gewesen wire oder inwieweit uns dieses Gesetz
hilft, damit die Unternehmen auch ein Ziel
erfiillen kénnen?

SV Klaus Miiller (BNetzA): Nein, die Versor-
gungsauflagen sind auch ohne dieses Gesetz zu
erreichen, missen sie auch sein, denn wir haben
sie schon erlassen, aber sie werden dadurch
leichter und schneller und besser erreicht.

Der Vqrsitzende: Vielen Df;mk.
Fir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Frau Lenhard.
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Abg. Rebecca Lenhard (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Dankeschon, Herr Vorsitzender. Danke
an die Sachverstdndigen fiir Ihre Stellungnahme.
Meine Fragen gehen an Frau Ehrig. Wie beurteilen
Sie aus Ihrer Sicht, dass dieses Gesetz keine zent-
ralen Verbraucher- und Verbraucherinnenrechte
beriicksichtigt?

SVe Lina Ehrig (vzbv): Vielen Dank. Aus
Verbraucherperspektive ist es bedauerlich, dass
die Bundesregierung hier die Chance verpasst hat,
gerade die Durchsetzbarkeit von Kundenschutz-
rechten auch noch einmal im Telekommunika-
tionsbereich effektiver auszugestalten. Das hitten
wir uns gewlinscht, gerade weil die vorherige
Bundesregierung durchaus den Bedarf erkannt
hat. Gerade in dem Bereich der Minderung, wo es
darum geht, dass die vertragliche Internet-
geschwindigkeit regelmdBig abweicht und hier
Kundenschutzrechte schon vorhanden sind im
TKG, diese aber einfach nicht gut durchsetzbar
sind fiir Verbraucherinnen und Verbraucher. Sie
scheitern daran, dass die Berechnungsmethoden
von Anbietern sehr unterschiedlich ausgelegt
werden. Mit der Folge, dass hédufig die Minderung
nicht wahrgenommen wird. Es ist so, dass, abge-
sehen von der Minderung und einem pauschalen
Schadensersatz, den wir uns wiinschen, es auch
darum geht, dass die Internetgeschwindigkeit, so
wie sie vertraglich vereinbart ist mit einem Anbie-
ter, an sich auch gewéhrleistet werden sollte und
auch fiir den Wettbewerb unter den Anbietern
wichtig ist, dass sie ihre jeweiligen vertraglichen
Verpflichtungen eingehen. Insofern ist das sehr
bedauerlich, und wir wiinschen uns von der
jetzigen Bundesregierung, dass Sie diesen Schritt
alsbald nachholen, um dann die Kundenschutz-
rechte auch effektiver zu gestalten.

Abg. Rebecca Lenhard (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Vielen Dank. Stichwort Kupfer-
Glasfaser-Migration. Welche MafBstdbe miissten
hier aus Ihrer Sicht angelegt werden, und wie
kann der Ubergangsprozess verbraucher- und ver-
braucherinnenfreundlich ausgestaltet werden?

SVe Lina Ehrig (vzbv): Ganz wichtig ist Versor-
gungskontinuitét, keine Zwangsmigration und vor
allem muss es eine breit angelegte Informations-
kampagne geben. Das heilit, Verbraucherinnen
und Verbraucher miissen frithzeitig wissen, dass
sie perspektivisch ihr Kupferkabel — DSL-Kabel —
umwandeln sollten in Glasfaser. Wenn es eine
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breite Informationskampagne iiber einen langen
Zeitraum gibt, ist das die Voraussetzung, dass es
moglichst viele freiwillige Migrationen von
Verbraucherinnen und Verbrauchern gibt. Wir
miissen sicherstellen, dass die Preise gerade mit
Blick auf Glasfaservertrdge auch nicht dazu fiih-
ren, dass es zu enormen Preissteigerungen kommt.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Als nidchstes fiir
Die Linke Frau Bremer.

Abg. Anne-Mieke Bremer (Die Linke): Vielen
Dank, und vielen Dank auch fiir Thre Eingangs-
statements. Der Antrag, den wir als Fraktion Die
Linke eingebracht haben, greift die
dokumentierten Missstdnde im Glasfaserausbau
auf und formuliert konkrete gesetzliche Schritte,
um diese endlich zu beenden. Etwa durch eine
Begrenzung der Subunternehmerketten oder eine
erweiterte Generalunternehmerhaftung.

Frau Danilova, konnen Sie uns aus Ihrer Perspek-
tive schildern, warum diese beiden Instrumente
aus Threr Sicht besonders wirksam wéiren, um
Arbeitsausbeutung, Lohn-Dumping und Rechts-
verstofe im Ausbaugewerbe zu unterbinden? Gibt
es dazu Beispiele aus der Praxis, die das
verdeutlichen kénnen?

SVe Kateryna Danilova (DGB): Vielen Dank fiir
die Frage, Frau Bremer. Lange Subunternehmer-
ketten im Glasfaserausbau haben aus unserer
Sicht nachweislich negative Auswirkungen auf
die Arbeitsbedingungen. Sie fithren haufig zu In-
transparenz. Diese begiinstigt weitere Verstobe ge-
gen arbeitsrechtliche Mindeststandards oder fiihrt
sogar zu Schwarzarbeit. Einen Fall aus der Bera-
tungspraxis, der das verdeutlicht, kann ich gerne
nennen: Wir hatten einen Fall mit 24 Bauarbeitern
aus Bosnien und Serbien. Diese wurden iiber so-
genannte Briefkastenfirmen in Slowenien und
Kroatien nach Deutschland entsandt. Thre Arbeit-
geber waren vier Subunternehmer in einer Kette.
Das heiBit, wir haben ein System, wo es zuerst Ar-
beitgeber gibt, der die Arbeitnehmer beschéftigt.
Dartiiber gibt es einen Sub, dariiber gibt es einen
Sub, dariiber gibt es einen Sub und erst dann
kommt der Generalunternehmer und dann kommt
der Auftraggeber, das Telekommunikationsunter-
nehmen. Insgesamt waren also sieben Firmen an
einem einzelnen Bauabschnitt beteiligt. Die
Beschiftigten warten bis heute — zwei Jahre nach
Abschluss der Arbeiten — auf ihre vollstandigen
Lohne. Die langen Subunternehmerketten sind ein
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wichtiger Grund dafiir. Dieser Fall ist keinesfalls
besonders, sondern eher exemplarisch. Oft finden
wir am Ende der langen Subunternehmerketten
Beschiftigte, die schwarz angestellt sind. Das ist
nicht nur problematisch fiir die Beschiftigten
selbst, sondern auch fiir die Generalunternehmer,
die oft nicht wissen, welche Menschenrechtsver-
letzungen auf ihren Baustellen stattfinden. Die
Begrenzung der Subunternehmerketten ist ebenso
eine Frage fiir ihre Lohne, wie sie auch eine Frage
der gesellschaftlichen Ordnung und der Be-
kdmpfung organisierter Schwarzarbeit ist. Deshalb
finden wir den Vorschlag sinnvoll, die Anzahl der
Subunternehmerketten pro Auftrag auf maximal
zwei Subunternehmen zu begrenzen. Das ist auch
die Forderung, die die Industriegewerkschaft
Bauen-Agrar-Umwelt stellt. Diese Regelung wiirde
die Verantwortlichkeit klarer machen und Ver-
stofe unwahrscheinlicher. Vor allem im Glasfaser-
ausbau sehen wir, dass manche Auftraggeber sich
bereits fiir solche MaBnahmen entschieden haben
und diese auch umsetzen. Aber vor allem in der
jetzigen Situation, in der die Subunternehmer-
ketten unbegrenzt bleiben, erscheint die Auswei-
tung der Generalunternehmerhaftung auf die Auf-
traggeber als besonders sinnvoll. Die Auftraggeber
verfiigen iiber Informationen zu den Baustellen
und koénnen bei entsprechender Verantwortung
auch zu der Verbesserung der Arbeitsbedingungen
beitragen. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Dann steigen wir in die zweite
Fragerunde ein. Fiir die CDU/CSU Herr Ebmeyer,
bitte.

Abg. Joachim Ebmeyer (CDU/CSU): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender. Meine Frage richtet sich an
Frau Jahreill von Bitkom, verbunden mit dem kla-
ren Dank auch fiir die Unterstiitzung, die Sie in
der Stellungnahme zu diesem Gesetz formuliert
haben, dass das iiberragende 6ffentliche Interesse
eine zentrale Voraussetzung fiir die Beschleuni-
gung ist. Daran schlieBit sich die Frage an:
Welche konkreten Impulse erwarten Sie fiir Thre
Mitgliedsunternehmen durch das Gesetz fiir den
5G-Ausbau im urbanen, aber vor allen Dingen im
ldndlichen Raum? Danke.

SVe Janine Jahreill (Bitkom): Vielen Dank fiir die
Frage. Das Gesetz setzt einen sehr wichtigen Im-
puls, indem es dem TK-Netzausbau das iiberra-
gende Offentliche Interesse bescheinigt.

Nur dadurch haben die Genehmigungsbehérden
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die Moglichkeit, dem Netzausbau den benétigten
Vorrang einzurdumen. Dadurch kénnen die
Genehmigungsverfahren vereinfacht und be-
schleunigt werden. Konkret zu den positiven Aus-
wirkungen fiir den urbanen und fiir den ldand-
lichen Raum: Im landlichen Raum ist es so, dass
sich die Einstufung vor allem in Landschafts-
schutzgebieten positiv auswirken soll. Hier wird
die Einstufung dafiir sorgen, dass wir schneller
eine Genehmigung fiir den Mobilfunkmast an sich
bekommen, aber auch fiir dessen Glasfaser-
anbindungsprozesse, die bisher sehr langwierig
waren. Im urbanen Raum hingegen wird sich das
vor allem gegeniiber dem Denkmalschutz als hilf-
reich erweisen. Gerade in Straflenziigen mit Fach-
werkhdusern oder Jugendstilhdusern wird es uns
helfen. Derzeit stellt es bereits ein Problem dar,
wenn iiberhaupt eine Antenne in der Sichtachse
von solch einem Denkmal ist. Wichtig ist am Ende
aber auch, dass das Gesetz Wirkung zeigt und
auch in der Verwaltungspraxis angewendet wird.
Deswegen wire es hilfreich, wenn im nédchsten
Schritt dann die Lander ihre Behorden anweisen,
wie sie konkret das {iberragende 6ffentliche
Interesse umzusetzen haben.

Abg. Joachim Ebmeyer (CDU/CSU): Vielen Dank.
Meine néchste Frage richtet sich an Sven Knapp
vom BREKO: Welche weiteren regulatorischen
oder administrativen Hindernisse sollten aus Ihrer
Sicht der ausbauenden Unternehmen gedndert
werden, um den Ausbau zu beschleunigen und
insbesondere Ausbaukosten zu senken? Dabei
wiirde mich auch zu Threm Vorschlag des
Anzeigeverfahrens nach Paragraf 127 TKG
interessieren: Wie soll das in der Praxis umgesetzt
werden? Danke.

SV Sven Knapp (BREKO): Vielen Dank fiir die
sehr konkrete Frage. Ich gehe direkt auf den
letzten Aspekt ein. Umstellung von Genehmi-
gungsverfahren auf Anzeigeverfahren ist kein
neues Thema in der Verwaltungspraxis. Das gibt
es auch in anderen Bereichen, beispielsweise im
Bundesemissionsschutzgesetz oder Baurecht wird
das praktisch angewandt. Es wiirde die Komplexi-
tdt aus dem ganzen Thema der Verfahren in den
Genehmigungsbehdrden nehmen. Ich bin kein
groBer Freund davon, im Gesetz Fristen zu verkiir-
zen, denn das verringert nicht die Komplexitat
und erleichtert es auch den Behérden nicht, zu
entscheiden, sondern das Anzeigeverfahren
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wiirde von Anfang an den ganzen Prozess
einfacher gestalten, und das wire eine deutliche
Erleichterung im Vergleich zu einer
Fristverkiirzung.

Der Vorsitzende: Die nédchste Frage fiir die AfD-
Fraktion stellt noch einmal Herr Jiinger.

Abg. Robin Jiinger (AfD): Meine zweite Frage
richtet sich an Herrn Miiller von der BNetzA.

Den Mobilfunkbetreibern wurde die Nutzung der
Mobilfunkfrequenzen fiir die kommenden fiinf
Jahre deutlich giinstiger zur Verfiigung gestellt.

Ist daran irgendeine Art Verbindlichkeit gebun-
den, den Netzausbau entsprechend zu beschleuni-
gen und gibt es mogliche Sanktionen? Wurde
schon irgendetwas unternommen?

SV Klaus Miiller (BNetzA): Sehr geehrter

Herr Abgeordneter, vielen Dank fiir die Frage.
Wie Sie richtig beschrieben haben, hat sich die
BNetzA nach intensiver Konsultation mit den
Marktakteuren und ihrem Beirat entschieden,
nicht das Instrument einer Auktion anzuwenden,
welches erfahrungsgemél zu den staatlichen Ein-
nahmen in der Vergangenheit beigetragen hat,
sondern hat sich in der Abwégung fiir eine Ver-
ldngerung der Frequenzen entschieden, bei gleich-
zeitigen sehr, sehr hohen Versorgungsauflagen.
Ich erwahnte schon die 99,5 Prozent Flachenauf-
lage, Auflage fiir Kreisstralen und viele weitere
und die Férderung des Wettbewerbs, was insbe-
sondere den vierten Akteur, den vierten Marktein-
tritt von 1&1 an der Stelle unterleuchtet. Auch in
Konsultation mit dem Beirat war es uns wichtig,
eine sehr, sehr intensive und regelméBige Be-
richtspflicht in die Auflagen fiir die Versorgung
mit aufzunehmen. Das heifit, die Mobilfunkunter-
nehmen sind gehalten, der BNetzA im Quartals-
rhythmus den Ausbauzustand und auch eine
Prognose ihres Ausbaus zu schildern, damit wir
erkennen konnen, wie weit sind sie schon, wer-
den sie die Ziele erreichen. Wir haben die Ziele in
den Versorgungsauflagen zweifach gestaffelt.
Einige sind bis zum Jahr 2031 terminiert, andere
sind bis zum Jahr 2030 terminiert. Auch nach den
Erfahrungen der letzten Periode haben wir deut-
lich gemacht, dass wir durchaus gewillt sind,
nach entsprechenden Konsultationen und Anho-
rungen auch zu den Instrumentarien zu greifen,
die einer Behorde zur Verfiigung stehen, wenn
verbindliche Ziele nicht eingehalten werden.
Insofern wiirde ich Thre Frage grob bejahen an der
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Stelle. Das ist in Vorbereitung, das ist in regel-
miBiger Uberpriifung. Fiir uns, und so greife ich
noch einmal zuriick auf die Frage des Kollegen
Schitzl, ist es aber vielleicht wichtig, die Ziele
sogar zu unterschreiten. Was heil3t es, dass
Deutschland bis 2030 warten muss mit

99,5 Prozent Flachenzielen? Wie schon wére es,
wenn wir dort schon frither wéaren? In dem Sinne
begreifen wir das Gesetz heute, soweit es
beschlossen wird, als Mdoglichkeit, vielleicht sogar
etwas schneller zu sein, als es die Behorde vor-
geschrieben hat.

Abg. Robin Jiinger (AfD): Vielen herzlichen Dank.
Herr Arnhold, Sie hatten in Threr letzten Ausfiih-
rung noch das Thema Open Access angesprochen,
auch mit Blick auf den Mobilfunkausbau. Glauben
Sie, dass es sinnvoll wiére, die Provider langsam
in Richtung nationales Roaming zu drdngen?

SV Michael Arnhold: Gut, bei dem nationalen
Roaming ist es so, dass ich, wenn ich von einem
Provider in dieser Gegend gerade keinen Empfang
habe, den ndchsten nehmen kann. Natiirlich
macht es Sinn. Dadurch hitten wir Verbraucher
einen groferen Nutzen und konnten das Netz des
anderen nehmen, wenn das Netz des Providers,
wo ich unter Vertrag stehe, gerade nicht verfiigbar
ist. Nattirlich.

Der Vorsitzende: Fiir die SPD Johannes Schatzl.

Abg. Johannes Schiitzl (SPD): Die Frage, ob wir
die Ziele unterschreiten konnen, hdngt ganz viel
an dem Thema tiberragendes Gffentliche Interesse.
Jetzt ist es so, dass wir dieses Instrument nicht
zum ersten Mal verwenden. Deswegen geht die
Frage an die BNetzA. Wir haben das iiberragende
offentliche Interesse bereits festgestellt fiir
Erneuerbare-Energien-Anlagen (EE-Anlagen).
Gibt es Erfahrungen der BNetzA, wie Verfahren
beschleunigt werden konnten im Bereich der EE-
Anlagen?

SV Klaus Miiller (BNetzA): Sehr geehrter

Herr Abgeordneter, vielen Dank. In der Tat, der
Deutsche Bundestag, die Bundesregierung haben
in mehreren Gesetzen dieses Instrumentarium im
Energiebereich angewandt. Zu nennen sind hier
das Netzausbaubeschleunigungs- und Uber-
tragungsnetzgesetz, die Bedarfsplanungsgesetze,
analoge spiegelbildliche Regelungen Energie-
wirtschaftsgesetz (EnWG) und das EEG. Wie Sie in
Threr Frage bereits deutlich gemacht haben, es hat
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nicht die Abwégungen ersetzt, nicht die Genehmi-
gungsfragen ersetzt, sie haben sie aber vereinfacht
und beschleunigt. Nach Riickmeldungen sowohl
der Netzbetreiber, aber auch derjenigen, die bei-
spielsweise neue Energieanlagen planen und um-
setzen und bauen miissen, handelt es sich um
Monate bis sogar Jahre in der Einsparung, je nach-
dem, wie die 6rtliche Verwaltungspraxis und Ge-
nehmigungspraxis aussieht. Auch im Bereich der
BNetzA, wir sind zustdndig fiir die Genehmigung
im Ubertragungsnetzausbau, kénnen wir festhal-
ten, dass uns dieses Instrumentarium sehr gehol-
fen hat. Im Energiebereich ist der Gesetzgeber teil-
weise noch einen Schritt weiter gegangen und ich
glaube, Herr Dr. Ritgen hatte darauf hingewiesen,
dass es auch Anderungen im materiellen Recht ge-
geben hat. Das wire die ndchstdenkbare Stufe. Das
steht heute nicht zur Debatte, aber allein das, was
heute im Gesetz vorgeschlagen ist, hat uns im
Energiebereich Monate, wenn nicht sogar Jahre
geholfen bei den Genehmigungsverfahren.

Abg. Johannes Schitzl (SPD): Herzlichen Dank.
Eine Frage an Herrn Knapp. Wir haben in dhn-
licher Runde schon einmal diskutiert. Wie
schiatzen Sie denn ein, dass das Thema Breitband
explizit von der TKG-Novelle umfasst wird?

SV Sven Knapp (BREKO): Sie meinen den
Glasfaserausbau, richtig?

Abg. Johannes Schitzl (SPD): Ja.

SV Sven Knapp (BREKO): Wir finden das genau
richtig, das soll genauso umgesetzt werden.
Insofern ist das ein wichtiges Signal in den Markt.
Ich hatte vorhin auch in meinem Eingangsstate-
ment gesagt, die Unternehmen wollen weiter in-
vestieren, dafiir brauchen sie aber auch die poli-
tische Unterstiitzung, das politische Commitment,
dass der Glasfaserausbau auch politisch gewollt
ist. Das ist der erste wichtige Schritt mit dieser
Einstufung des iiberragenden 6ffentlichen Inte-
resses, sowohl fiir den Mobilfunk als auch fiir den
Glasfaserausbau, dass es genau in die richtige
Richtung geht.

Abg. Johannes Schitzl (SPD): Herzlichen Dank.
Eine Frage an Herrn Arnhold. Sie haben vorher
von einer Art Genehmigungsfiktion gesprochen
im Bereich Glasfaser. Meine Frage: Warum reicht
in dem Fall Paragraf 127 Absatz 3 TKG nicht, wo
wir eine Genehmigungsfiktion bereits beschlossen
haben?
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SV Michael Arnhold: Ich bin kein Jurist, kann
aber dazu sagen, das ist die Praxis. Wenn es funk-
tionieren wiirde, wiirde es gehen und wir hétten
nicht die langen Genehmigungsverfahren.

Das muss man konkreter formulieren in einem
Workflow und dann wirklich sagen, vier Wochen,
sechs Wochen, es wird entschieden.

Abg. Johannes Schitzl (SPD): Das steht genauso
im Gesetz.

Der Vorsitzende: Fiir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
noch einmal Frau Lenhard.

Abg. Rebecca Lenhard (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Vielen Dank. Meine Fragen gehen
noch einmal mit Blick auf den Verbraucherinnen-
schutz an Frau Ehrig. Stichwort Sonderkiindi-
gungsrecht. Menschen ziehen um und es
entstehen immer wieder Probleme, Sie hatten das
auch schon einmal adressiert. Vielleicht kénnen
Sie die Probleme noch einmal erkldren und auch
einen mdéglichen Losungsvorschlag hierfiir
ausfiihren.

SVe Lina Ehrig (vzbv): Vielen Dank.

Paragraf 60 Absatz 2 TKG rdumt Kundinnen ein
Sonderkiindigungsrecht fiir den Fall ein, dass bei
einem Umzug die vertraglich vereinbarte Leistung
am neuen Wohnsitz nicht erbracht wird und nicht
erbracht werden kann. In den damaligen Gesetz-
gebungsverfahren und Unterlagen wollte der
Gesetzgeber damals auch ein Sonderkiindigungs-
recht einfiihren fiir die Falle, dass Verbraucherin-
nen in einen Haushalt mit einem bestehenden
Versorgungsvertrag einziehen. Beispielsweise
auch die Konstellation, dass ein Angehdriger in
eine Wohnung eines Pflegebediirftigen zieht und
dort gibt es schon einen Internetvertrag. In diesen
Féllen ist aufgrund des Wortlauts der Norm im
Moment keine Sonderkiindigung moglich. Dies er-
fahren Verbraucherinnen und Verbraucher immer
wieder, wenn sie umziehen und mit ihrem Anbie-
ter in Kontakt treten. Gerichte haben auch in Ur-
teilen die derzeitige Gesetzgebungsfassung nicht
in dem Sinne dessen ausgelegt, was eigentlich die
Intention war, auch in diesen Fillen eine Sonder-
kiindigung zu erméglichen. Wir fordern an der
Stelle eine Ausweitung des bestehenden Sonder-
kiindigungsrechts auch fiir den Fall, dass am
neuen Wohnort bereits ein entsprechender Versor-
gungsvertrag besteht, denn auch ganz praktisch
gesehen kann der Versorgungsvertrag, fiir den Ver-
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braucherinnen und Verbraucher zahlen, gar nicht
wahrgenommen werden, denn der Zugang ist be-
legt und insofern sollte eine Sonderkiindigung
moglich sein.

Abg. Rebecca Lenhard (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Danke noch einmal fiir die Ausfiihrun-
gen an der Stelle. Sie hatten vorhin schon einmal
das Thema Minderungsverfahren angesprochen
und dass es dort sehr komplizierte Methoden gibt.
Ko6nnen Sie darauf eingehen, wie sich das entwi-
ckelt hat und wie dort konkret der Losungsvor-
schlag am besten ausgestaltet sein sollte?

SVe Lina Ehrig (vzbv): Wir sehen im Moment in
der Praxis die Minderung vor der Herausforde-
rung, dass sie zu unkonkret ausgestaltet ist. Es gibt
keine Vorgaben, wie die Minderung berechnet
werden muss. Anbieter berechnen sie sehr divers.
Einige Anbieter nehmen beispielsweise nur be-
stimmte Vertragsbestandteile als Grundlage der
Minderung, obwohl ein Biindelungsvertrag vor-
liegt, beziehen die Minderung nur auf den Inter-
netbestandteil, ohne dass der Festnetzbereich
mitberiicksichtigt wird. Andere wiederum fiihren
andere Methoden aus. Das fiihrt zu Unsicherheit,
zu Unklarheit bei Anbietern und Verbraucherin-
nen und Verbrauchern, und wir mochten hier
gerne einen pauschalen Schadensersatz anstelle
der Minderung einfiihren.

Der Vorsitzende: Als niachstes fiir die CDU/CSU
Herr Schulz.

Abg. Marvin Schulz (CDU/CSU): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen, sehr geehrte Sachverstdndige, ich stelle zu-
néchst fest, dass die heute besprochene TKG-
Novelle von Thnen allen als sinnvoll erachtet
wird. Es gab Hinweise auch auf den weiteren
Weg, deswegen mdochte ich in der zweiten Hilfte
dieser Befragung, auch weil das TK-NABEG 2.0,
unter anderem von Thnen, Frau Jahreil}, genannt
wurde, noch einmal dezidiert fragen: Welche er-
gidnzenden MaBnahmen — und vor allen Dingen in
welchem Zeitplan — erwarten Sie vom TK-NABEG
2.0 iiber die heutige TKG-Novelle hinaus?

SVe Janine Jahreil (Bitkom): Danke fiir die Frage.
Das iiberragende 6ffentliche Interesse ist erst ein-
mal ein sehr wichtiger erster Schritt, dem sollten
dann aber noch weitere Schritte folgen. Vom
BMDS haben wir bereits gehort, dass fiir den
Herbst bereits ein zweites TKG-Anderungsgesetz
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geplant ist, und es ist auch wichtig, dass wir noch
weitere Mallnahmen umsetzen, denn in Deutsch-
land ist es im Durchschnitt so, dass wir 14 Monate
brauchen, bis ein Mobilfunkmast genehmigt wird.
Das ist deutlich zu lang. Deswegen fordern wir
schon seit langem zum Beispiel die Einfiihrung
der Genehmigungsfiktion fiir Mobilfunkmasten.
Es wurde auch bereits im Bund-Ldnder-Pakt im
November 2023 vereinbart und ist auch im Koa-
litionsvertrag verankert. Es wére sehr wichtig,
wenn es umgesetzt werden wiirde, denn es ist
auch im Gigabit Infrastructure Act vorgesehen.
Dartiber hinaus wére es wichtig, dass man auch
Genehmigungsverfahren standardisiert und vor
allem digitalisiert. Ein groBes Hemmnis ist auch
die Standortsuche fiir Mobilfunkmasten. Das ist
héufig sehr schwierig. Dort ist es immer sehr hilf-
reich, wenn die 6ffentliche Hand Liegenschaften
zur Verfiigung stellt. Wir brauchen einen ziigigen
Liegenschaftsatlas, der liickenlos ist. Dariiber hin-
aus ist auch die Stromanbindung fiir Mobilfunk-
masten hédufig verzogert. Sie haben einen betriebs-
bereiten Mast, aber es fehlt der Stromanschluss.
Dort brauchten wir eine Nachbesserung. Es wire
sehr wiinschenswert, wenn wir eine gesetzliche
Priorisierung fiir den Stromanschluss hétten. Eine
MabBnahme, die aus unserer Sicht allerdings nicht
kommen sollte, ist die Uberpriifung der Versor-
gungsauflagen anhand des tatsdchlichen Nutzer-
erlebnisses, wie es im Koalitionsvertrag angedacht
ist. Wir sind der Meinung, dass es weiterhin an
objektiven Kriterien gepriift werden sollte und
nicht an einer subjektiven Erfahrung.

Abg. Marvin Schulz (CDU/CSU): Herzlichen
Dank. Noch in aller Kiirze eine Frage als ehema-
liger Kommunalpolitiker an Dr. Ritgen. Welche
Unterstiitzung beno6tigen unsere Kommunen
konkret, um die weitere Beschleunigung im
Ausbau verwaltungsseitig umsetzen zu kénnen?

SV Dr. Klaus Ritgen (Deutscher Landkreistag):
Soll ich noch?

Der Vorsitzende: Bitte. Sie sind schnell.

SV Dr. Klaus Ritgen (Deutscher Landkreistag): Ich
versuche es ganz kurz zu machen. Ich habe es
auch gerade schon angedeutet. Wir brauchen vor
allen Dingen Erleichterungen im materiellen
Recht. Mit der vorgeschlagenen Losung fangen wir
erst bei der Abwégung an, wir miissen aber schon
vorher ansetzen und uns das materielle Recht an-
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schauen und schauen, ob es dort noch jeder
Vorschrift bedarf. Digitalisierung, finanzielle
Unterstiitzung gehort immer dazu.

Der Vorsitzende: Als nachstes fiir Die Linke
Frau Bremer.

Abg. Anne-Mieke Bremer (Die Linke): Meine
zweite Frage richtet sich ebenfalls an

Frau Danilova. Sie haben die persénliche Betrof-
fenheit vieler Arbeiterinnen und Arbeiter er-
wiahnt, und wir erleben derzeit eine villige Ent-
kopplung von Netzausbau und Arbeitsstandards.
Was bedeutet diese politische und gesetzliche
Leerstelle konkret fiir die Betroffenen und welche
splirbaren Verbesserungen kénnten unsere
Vorschlége fiir die Menschen bringen, die heute
unter prekdren Bedingungen Kabel verlegen?

SVe Kateryna Danilova (DGB): Vielen Dank.
Neben den ganzen Themenkomplexen, wie Min-
destlohnunterschreitung, intransparente Arbeits-
bedingungen, Schwarzarbeit, wiirde ich gerne
noch ein Thema aufgreifen, das vor allem fiir den
Glasfaserausbau relevant ist. Wir nehmen als Bei-
spiel das Problem der fehlenden Anmeldungen
bei den Sozialkassen der Bauwirtschaft. Fiir die
betroffenen Beschiftigten bedeutet diese konkrete
Leerstelle Folgendes: Wird ihre Tétigkeit nicht bei
der Sozialkasse Bau angemeldet, verlieren sie
nicht nur ihren Anspruch auf Urlaubsgeld, son-
dern auch auf die Zusatzrente als Bauarbeiter. Das
wirkt sich langfristig massiv auf ihre Existenz-
sicherung aus. Im Rentenalter werden viele ge-
zwungen sein, auf Unterstiitzung durch Familien-
angehorige oder Sozialsysteme eigener Herkunfts-
ldnder zuriickzugreifen, trotz langjahriger Arbeit
in Deutschland. Hinzu kommt, die Anmeldung
bei der Sozialkasse Bau ist nicht nur fiir Renten-
anspriiche wichtig, sondern ist auch eine wichtige
Stelle, an der viele Informationen fiir die Beschif-
tigten zusammen gespeichert sind. In einer Bran-
che, wo die Arbeitsvertrdge oft immer noch nicht
ausgehdndigt werden, kann die Sozialkasse Bau
entscheidende Hinweise liber Arbeitgeber oder
Beschiftigungszeitrdume liefern. Im Prinzip be-
steht bereits eine tarifliche Meldepflicht. Was
fehlt, ist eine Klarstellung, dass auch der Glas-
faserausbau eine Tatigkeit im Tiefbau ist und da-
mit unter die Sozialkassenpflicht fallt. Nach der
Begrenzung der Subunternehmerkette und der
Ausweitung der Generalunternehmerhaftung, die
ich schon in meiner vorherigen Antwort angespro-
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chen habe, wiirde auch eine solche Regelung zu
mehr Transparenz im Glasfaserausbau fiihren,
rechtliche Grauzonen beseitigen und die Sozial-
anspriiche der Beschiftigten sichern, was lang-
fristig wiederum fiir ihr ganzes Leben lang gute
Folgen haben wird.

Abg. Anne-Mieke Bremer (Die Linke): Vielen
Dank, ich habe keine weitere Frage.

Der Vorsitzende: Als nichstes fiir die AfD-
Fraktion noch einmal Herr Jiinger.

Abg. Robin Jiinger (AfD): Verzeihung, wir hatten
keine weiteren Fragen.

Der Vorsitzende: Dann fiir die CDU/CSU
Herr Schmidt.

Abg. Henri Schmidt (CDU/CSU): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, liebe Sachver-
stdndige, ich wiirde mich gerne noch einmal an
Herrn Knapp wenden. Hintergrund meiner Frage
ist, dass Sie sich sehr deutlich positioniert haben,
sehr klar positioniert haben, dass genau dieses
Gesetz, genau der Schritt, den wir gehen, auch der
richtige Weg ist. Wir haben im gleichen Atemzug
von Herrn Arnhold gehort, dass es nur ein kleiner
Teilschritt sei, der fiir sich gar nicht so richtig
etwas bewegen wiirde. Wir haben in seiner ersten
Ausfithrung gehort, dass man méglicherweise
Licken schlieBen sollte, eher iiber neue Technolo-
gien, iiber Satelliten und Ahnliches. Ich wiirde
Sie bitten, zu beiden Punkten noch einmal
Stellung zu nehmen.

SV Sven Knapp (BREKO): Zum letzten Punkt:
Satellitentechnologie ist eine Randtechnologie,
die in komplett entlegenen Regionen eingesetzt
werden sollte. Dort ist es sinnvoll, aber sie ist kein
Ersatz fiir den Glasfaserausbau. Dabei sind sich
alle Experten einig. Glasfaser ist die Zukunft und
wir sind sehr froh, dass auch die Bundesregierung
im Koalitionsvertrag sehr klar auf den Glasfaser-
ausbau gesetzt hat. Zum ersten Punkt: Es ist ein
erster wichtiger Schritt aus Sicht des Marktes und
ein klares Signal, dass das Thema digitale Infra-
struktur eine sehr wichtige Bedeutung hat. Der
zweite Schritt ist dann, dass es auch in den kom-
munalen Behorden ankommt, und dazu kann
auch die Bundespolitik, aber auch die Landes-
politik einen Beitrag leisten. Dann wird auch
diese gesetzliche Regelung ihre Wirkung entfalten.
Natiirlich kann man dariiber hinaus noch tiber
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weitere MaBinahmen nachdenken, aber wichtig ist
es, dass dieser Schritt schnell gegangen wurde
und wir uns nicht in langwierige Diskussionen
begeben, wie in der letzten Legislaturperiode mit
TK-NABEG.

Abg. Henri Schmidt (CDU/CSU): Vielen Dank.
Ich habe noch eine Minute, daher will ich noch
einmal kurz zu Dr. Ritgen gehen. Es geht es mir
noch einmal, als Kommunalpolitiker im Herzen,
um die Fragestellung des Themas der Befristung.
Die MaBnahmen sind jetzt befristet. Ist man mit
dieser Befristung kommunalpolitisch einverstan-
den oder sagt man, gehen wir vielleicht lieber
nach Fortschritt, um das Ganze zu beschranken?
Denn ich erwarte einen gewissen Druck auf die
Kommunen, gerade wenn man in der Abwégung
vielleicht anders entscheidet als vorher.

Wie sehen Sie das?

SV Dr. Klaus Ritgen (Deutscher Landkreistag): Sie
haben Recht, Herr Abgeordneter, das kann durch-
aus Druck austiben auf die kommunalen Geneh-
migungsbehorden. Ich habe versucht deutlich zu
machen, dass das nicht zu einer Missachtung von
Belangen des Umweltschutzes fiihrt. Trotzdem
kann es Entscheidungen geben, die kritisiert
werden. Ich habe auch in meiner schriftlichen
Stellungnahme darauf hingewiesen, dass dieses
Instrument zu Einschrankungen bei der kommu-
nalen Planungshoheit fiihren konnte. Deshalb
sind wir grundsétzlich dafiir, dass es in irgend-
einer Weise befristet wird. Jetzt hat man sich fiir
Ende 2030 entschieden, in der Erwartung und in
der Hoffnung, dass der Glasfaserausbau bis dahin
abgeschlossen ist. Wenn Sie mich personlich fra-
gen, habe ich meine Zweifel, ob das so gelingen
wird. Trotzdem halte ich es fiir richtig, dass man
es so hereingeschrieben hat und es auch darin
lasst. Das an den Ausbaufortschritt zu koppeln,
wire mir ein bisschen zu kompliziert.

Der Vorsitzende: Zum Abschluss noch einmal fiir
die SPD Herr Schatzl.

Abg. Johannes Schitzl (SPD): Das Gesetz, vom
Ende her gedacht, soll dazu fiithren, dass wir
schneller Glasfaserleitungen ausbauen. Das heif3t,
irgendwann werden wir vor dem Thema Kupfer-
Glas-Migration stehen. Deswegen die Frage an die
BNetzA: Wie sind die aktuellen Planungen der
BNetzA zum Thema Kupfer-Glas-Migration?
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SV Klaus Miiller (BNetzA): Herr Abgeordneter,
vielen Dank. Das wiirde ich in drei Komplexe un-
terscheiden. Das erste ist, Sie wissen, dass wir das
Gigabit-Forum haben. Das betreiben wir seit
einigen Jahren mit allen relevanten Marktakteuren
und haben das zuletzt vor allem auf die Frage
Kupfer-Glas-Migration und Open Access fokus-
siert, stark mit einem handwerklichen Approach.
Wie kann das eigentlich funktionieren? Weil wir
doch sehr, sehr weit in das eingreifen, was viele
Menschen als ihre Privatsphére betrachten.
Kommunikation ist mindestens ein subjektives,
objektives Grundrecht. Wir haben drei Modell-
projekte durchgefiihrt in Kooperation mit den
Marktakteuren, um genau so eine Kupfer-Glas-
Migration in verschiedenen geografischen, sozio-
kulturellen Settings einmal durchzuspielen. Das
ist veroffentlicht und ist, glaube ich, aus Sicht von
allen Marktakteuren erfolgreich gewesen.

Der zweite Bereich ist einer, wo wir uns mit den
regulatorischen Fragen vorbereiten. Wie kann das
eigentlich gelingen? Was sind 6konomische
Rahmenbedingungen? Das wére der Bereich, den
die BNetzA zu entscheiden hitte. Den dritten
Bereich gebe ich zuriick an die Bundesregierung
oder an den Deutschen Bundestag. Das ist die
Frage, ob es bei den bestehenden gesetzlichen
Regelungen bleiben soll. Man konnte sowohl bei
den Kollegen von BREKO wie VATM zwischen
den Zeilen heraushoren, dass das vielleicht eine
kontroverse Debatte sein kénnte. Das erleben wir
auch, denn die verschiedenen Marktakteure haben
sehr unterschiedliche Interessen. Das wird den
Paragrafen 34 TKG betreffen und andere mehr.
Das obliegt der Sphére der Politik und das wiirden
wir so umsetzen wollen, wie es die Politik gegebe-
nenfalls entscheidet und verdndert.

Abg. Johannes Schitzl (SPD): Wenn ich noch ein-
mal kurz nachfrage: Gibt es eine Positionierung
der BNetzA in Richtung der Bundesregierung, ob
es im Bereich Kupfer-Glas-Migration eine
Gesetzesdnderung braucht?

SV Klaus Miiller (BNetzA): Ich wiirde um Ver-
stdandnis bitten, weil das hier eine 6ffentliche An-
ho6rung ist und wir noch nicht ganz so viel Zeit
hatten, mit dem neuen Minister und der neuen
Hausleitung dariiber zu reden, dass ich dies gerne
erst mit der neuen Hausleitung besprechen wiirde.
Das ist kein Unabhéngigkeitsbereich der BNetzA.
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Insofern sind wir eine klassische nachgeordnete
Behorde. Ja, wir haben eine Meinung dazu.

Abg. Johannes Schitzl (SPD): Herzlichen Dank.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Wir sind am
Ende unserer heutigen 6ffentlichen Anhoérung an-
gekommen. Wir haben viel Input von Ihnen be-
kommen. Ich darf mich herzlich bei den Sachver-
stdndigen bedanken, dass Sie heute bei uns waren
und uns zur Verfiigung gestanden haben. Ich darf
mich herzlich bedanken bei den Zuhorerinnen

Schluss der Sitzung: 14:40 Uhr

Hansjorg Durz, MdB
Vorsitzender
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und Zuhorern im Saal und an den Endgerédten und
auch bei den Mitarbeitern von der Technik, dass
alles zeitnah noch funktioniert hat. Ich darf darauf
hinweisen, dass die nédchste Sitzung des
Ausschusses direkt im Anschluss nach einer
kurzen fiinfminiitigen Pause stattfindet. Es ist die
vierte Sitzung, eine nichtéffentliche Sitzung, und
wir bleiben hier im Saal. Thnen allen noch einen
angenehmen Tag. Noch einmal vielen Dank, dass
Sie dabei waren. Die Sitzung ist hiermit
geschlossen.
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Offentliche Anhérung ,, TKG-Anderungsgesetz*
Stellungnahmen der eingeladenen Sachverstindigen:

Michael Arnhold
Diplomingenieur

Kateryna Danilova

Beratungsnetzwerk des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB)

"Faire Mobilitdt" & Europdischer Verein fiir Wanderarbeiterfragen e.V.
Branchenkoordinatorin fiir Baugewerbe

A-Drs. 21(23)005

Lina Ehrig
Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. (vzbv)
A-Drs. 21(23)007

Sven Knapp

Leiter Hauptstadtbiiro

Bundesverband Breitbandkommunikation (BREKO)
A-Drs. 21(23)004

Klaus Miiller
Prasident der Bundesnetzagentur (BNetzA)

Dr. Klaus Ritgen
Deutscher Landkreistag
A-Drs. 21(23)006

Janine Welsch

Bereichsleiterin Telekommunikationspolitik
Bitkom e. V.

A-Drs. 21(23)008
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Gerrit Wernke

Leiter Hauptstadtbiiro

Verband der Anbieter im Digital- und Telekommunikationsmarkt (VATM) e.V.
A-Drs. 21(23)009

21. Wahlperiode Anlagenkonvolut der 3. Sitzung Seite 2 von 2
vom 25. Juni 2025


https://www.bundestag.de/resource/blob/1094348/Stellungnahme_-Bitkom-25-06-2025.pdf

	21.WP-3-Sitzungsprotokoll_öÄ_Entwurf
	Wortprotokoll
	Tagesordnung - öffentliche Anhörung
	Liste der Sachverständigen
	Mitglieder des Ausschusses
	Einziger Tagesordnungspunkt


	Vorsitzender

	Anlagenkonvolut 3. Sitzung_öA
	Anlagenkonvolut zum Wortprotokoll der 3. Sitzung am 25. Juni 2025


